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Alles so schön bunt hier
Berliner Enteignungskampagne kündigt neuen Volksentscheid an.  
Das Kernproblem, den Wohnungsneubau, blendet sie erneut aus

Ein bißchen was von einem Déjà-
vu hat die neueste Verlautbarung 
der Berliner Kampagne „Deut-

sche Wohnen und Co. enteignen!“ an 
sich. Mit riesigen lila-gelben Bannern, 
vielen Plakaten und flankiert von ei-
ner äußerst professionellen Internet-
präsentation verkünden Aktivisten am 
26. September die Einleitung eines Ge-
setzesvolksentscheids. Er soll auf den 
Volksentscheid von 2021 folgen, bei 
dem eine Mehrheit der Berliner Wäh-
ler von 59,1 Prozent für die „Enteig-
nung“ großer privater Immobilienbe-
stände und deren Überführung in die 
Öffentliche Hand gestimmt hatten. Da 
diese Enteignung aber gegen eine ent-
sprechende finanzielle Entschädigung 
der Wohnungskapitalisten erfolgen 
soll, wäre dies tatsächlich keine Ent-

eignung, sondern ein Abkaufen der 
Wohnungsbestände. Eine Umsetzung 
dieses Deals erscheint zwei Jahre nach 
der Abstimmung absolut unrealistisch. 
Zwar hatte eine Expertenkommission 
die Rechtmäßigkeit und Machbarkeit 
bestätigt, aber dem aktuellen Senat ist 
das herzlich egal.

Nun trommeln die Aktivisten also 
für eine neue Kampagne. Es werden 
bereits Spenden gesammelt. Uns er-
warten wieder neue Plakate im be-
kannten Lila-Gelb, fleißige Aktivisten 
mit Unterschriftenlisten, spektakulä-
re Choreographien und professionel-
le Internetpräsenz. Doch abgesehen 
davon, dass ein Großteil der Bevöl-
kerung jenseits der mietenpolitischen 
Szene von den Ergebnissen der letz-
ten Volksentscheide ernüchtert oder 

gar abgestoßen sein dürfte, hat das 
Ganze ein ernsthaftes Problem: „Es 
war lange nicht mehr so schwer, eine 
Wohnung zu finden“, schreibt die „Ber-
liner Zeitung“. Die Wohnungsnot hat 
sich in den letzten Jahren nochmals 
dramatisch verschärft, unter anderem 
durch den Zustrom von etwa 80.000 
Menschen aus der Ukraine, vor allem 
aber, weil es nahezu keinen öffentli-
chen Wohnungsbau gibt. Der wurde 
erst 2014 überhaupt wieder aufgenom-
men, und die gesteckten Neubauziele 
wurden in keinem Jahr erreicht. Pri-
vatkonzerne bauen ausschließlich im 
hochpreisigen Sektor und orientieren 
auf Maximalprofit, waren also ohnehin 
nie dazu da, dem Problem abzuhelfen. 
Der akute Wohnungsmangel in der 
Hauptstadt kommt nicht aus heiterem 

Himmel, sondern wurde durch die ka-
pitalfreundlichen Weichenstellungen 
in der Wohnungspolitik bewusst her-
beigeführt.

Die Zeitung der Berliner Mieter-
gemeinschaft, das „Mieterecho“, legt 
den Finger in die offene Wunde und 
kritisiert in ihrer Ausgabe vom August 
dieses Jahres vor allem die „Rot-Rote“ 
Berliner Senatspolitik der Jahre 2006 
bis 2011: „Diese Koalition zog sich kon-
sequent aus der Wohnungspolitik zu-
rück, stellte den sozialen Wohnungsbau 
komplett ein und präsentierte dafür po-
litische Expert/innen wie die Stadtent-
wicklungssenatorin Ingeborg Junge-
Reyer (SPD) und den wohnungspoli-
tischen Sprecher der Linken, Michail 
Nelken, um die Lage zu erklären. Für 
Junge-Reyer war die Berliner Welt an-
gesichts der höheren Mieten in Mün-
chen total in Ordnung, und Nelken sah 
im Neubau gar eine Bedrohung für die 
günstigen Bestandsmieten, weil die 
Neubaukosten über den Bestandsmie-
ten lagen. Daneben wurde jahrelang 
von Leerständen gefaselt, und Junge-
Reyer ließ massenweise Gutachten er-
stellen, um dieses Hirngespinst glaub-
haft zu machen. Flankiert und in ge-
wissem Sinne auch abgesichert wurde 
diese Politik von einer neubaufeindli-
chen Szene wohnungspolitischer Akti-
vist/innen.“

Die neue Kampagne aus der Ber-
liner Aktivistenszene verfehlt den 
Kern des Problems, weil sie die Frage 
des dringend nötigen Wohnungsneu-
baus erneut konsequent ausklammert, 
und zwar wissentlich. Dass dieser Woh-
nungsneubau nicht den Kapitalisten 
überlassen werden darf, ist eigentlich 
eine sozialdemokratische Binsenweis-
heit. Ihn fordern nicht nur wir Kom-
munisten, sondern ebenfalls seit Jahren 
schon die „Initiative für einen neuen 
kommunalen Wohnungsbau“ (INKW, 
www.inkw-berlin.de). Diese verfügt 
zwar über Expertise, kann sich jedoch 
keinen Stab an Aktivisten und Medi-
enprofis leisten, weil sie nicht annä-
hernd gleiche finanzielle Möglichkei-
ten besitzt.

 Christian Sprenger

Mit großem Aufwand und Trara warb die Initiative Deutsche Wohnen & Co. enteignen für den Volksentscheid – mit Erfolg. 
Nur den Senat hat es nicht interessiert.

Luca S. droht Ausbildungs- und Berufsverbot
Verfahren gegen angehenden Lehrer bis in den Januar verschoben – wegen Betriebsausflug
Der Mittwochmorgen ist noch 
kühl. Aus der U-Bahn an der 
Konstablerwache in Frankfurt 
am Main ziehen am 27. Septem-
ber einige Menschen in Rich-
tung Gerichtsstraße. In kleinen 
Grüppchen trifft man auf die 
stetig wachsende Gruppe vor 
dem Landgericht. Am Ende sind 
es mehr als 100 Menschen. Vie-
le kennen sich, man grüßt nett. 
Angespannt gucken die Wenigs-
ten. Gewohnt souverän und mit 
geradem Rücken steht Luca S. 
an einer Lautsprecheranalage. 
Es geht um letzte Absprachen, 
gleich beginnt die Kundgebung.

Anlass ist das Revisionsver-
fahren gegen ihn. Ursprünglich 
war es für diesen Tag angesetzt. 
Dann häuften sich die Unregel-
mäßigkeiten im Verfahren. Die 
Welle an Solidarität wird ihr 
Übriges getan haben. Zahlrei-
che Solidaritätserklärungen und 
eine Petition mit knapp 4.000 
Unterschriften fordern seinen 
Freispruch. Das Landgericht re-
agierte kurzfristig mit der Ver-
schiebung des Verfahrens auf 
Ende Januar 2024. Offiziell we-
gen eines Betriebsausflugs, den 
man vergessen hätte. Dubios.

Luca S. wird vorgeworfen, 
auf der Revolutionären 1.-Mai-
Demo in Frankfurt am Main 
2021 einen Polizisten verletzt zu ha-
ben. In einem erstinstanzlichen Ver-
fahren wurde er zu 90 Tagessätzen zu 

je 30 Euro verurteilt. Dabei war auf 
Videoaufnahmen der Demonstration 
zu sehen, dass Luca S. sich zu einem 

Verletzten herunterbeugte und 
einen Rauchtopf entfernte, der 
direkt neben diesem auf dem 
Boden lag. Die Staatsanwalt-
schaft zeigte nichtsdestotrotz 
eine hohe Verfolgungsbereit-
schaft und ging sogar in Revisi-
on, um ein noch härteres Urteil 
zu erreichen.

Luca S. befindet sich in der 
Ausbildung zum Haupt- und Re-
alschullehrer und hätte im No-
vember 2023 sein Referendari-
at beginnen sollen. Noch bevor 
das Urteil rechtskräftig wurde, 
erklärte das Hessische Kultusmi-
nisterium, Luca S. sei aufgrund 
seiner Verurteilung nicht für 
den Lehrerberuf geeignet. Thilo 
Hartmann, der Landesvorsitzen-
de der Gewerkschaft Erziehung 
und Wissenschaft (GEW): „Luca 
S. ist nicht nur von einem Berufs-
verbot bedroht, sondern genau 
genommen von einem Ausbil-
dungsverbot, was möglicherwei-
se noch schlimmer ist.“ Barbara 
Lautermilch, Initiatorin des So-
lidaritätskomitees „Lasst Luca 
Lehren“ und Anmelderin der 
Kundgebung, sprach von einer 
offensichtlich politisch motivier-
ten Verfolgung. Sie kündigte die 
Gründung eines bundesweiten 
Solidaritätskomitees an. Silvia 
Gingold, in den 1970er Jahren als 

Tochter antifaschistischer Widerstands-
kämpfer selbst eine prominente Betrof-
fene eines Berufsverbotes, zeigte sich in 

einer verlesenen Solidaritätsbotschaft 
entsetzt, dass mit dem Fall Luca S. die 
Berufsverbotspraxis der 1970er und 
1980er Jahre zurückzukehren scheint. 
Luca S. selbst bedankte sich in einer 
Ansprache für die zahlreichen Solida-
ritätsbekundungen und zeigte sich opti-
mistisch, dass „das Kalkül des Gerichts, 
den Fall bis Januar in Vergessenheit ge-
raten zu lassen“, nicht aufgehen werde.

Am 31. Januar wird Luca S. erneut 
vor dem Landgericht stehen. Jeden Tag 
kommen mehr Unterschriften unter 
seiner Petition zustande. Es häuft sich 
das mediale Interesse, es häufen sich 
die Nachfragen zur Mitarbeit im Soli-
daritätskomitee, es häuft sich die Wut. 
Seid solidarisch mit Luca, unterschreibt 
die Petition und verbreitet sie, spendet, 
wenn ihr könnt. Lasst Luca lehren!

 Tim Beyermann

Die Petition „Luca muss Lehrer 
bleiben“ kann hier unterzeichnet 
werden: 
kurzelinks.de/Berufsverbot-Luca

Jetzt Rechtshilfefonds 
unterstützen!
Die Repressionen gegen politisch 
Aktive nehmen zu. Gegenwehr kos-
tet Geld. Deshalb hat die DKP be-
schlossen, einen Rechtshilfefonds 
aufzubauen und bittet um Spen-
den (Stichwort „Rechtshilfefonds“): 
Spendenkonto DKP-Parteivorstand
GLS-Bank | BIC: GENODEM1GLS
IBAN: DE63 4306 0967 4002 4875 01

Luca S. am 27. September vor dem hessischen Land-
gericht
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Rüstungsindustrie feiert
Dank der Waffenlieferungen in 
die Ukraine steuern die deutschen 
Rüstungsexporte in diesem Jahr 
auf einen Rekord zu. In den ers-
ten drei Quartalen hat die deut-
sche Regierung bereits Ausfuhren 
von Waffen und militärischer Aus-
rüstung im Wert von 8,76 Milliar-
den Euro genehmigt  – mehr als 
im gesamten Vorjahr (8,36 Mil-
liarden Euro). Bis zum Ende des 
Jahres dürfte damit der Rekord-
wert von 2021, als Rüstungsexpor-
te für 9,35 Milliarden Euro geneh-
migt wurden, übertroffen werden. 
Mehr als ein Drittel der Exportge-
nehmigungen entfiel auf die Uk-
raine mit 3,3 Milliarden Euro. Da-
mit haben sich die Exportgeneh-
migungen für Kiew im Vergleich 
zum Vorjahreszeitraum mehr als 
vervierfacht.

Linke zerlegt sich
In Bochum nimmt der Zerfall der 
Partei „Die Linke“ Gestalt an. 
Mehriban Özdogan, Gültaze Ak-
sevi und Mehtap Yildirim haben 
ihren Austritt aus der Partei und 
der Fraktion „Die Linke Bochum“ 
erklärt. Sie wollen die politische 
Ausrichtung der Parteispitze nicht 
länger unterstützen und sehen 
die Fehlentwicklungen als nicht 
mehr korrigierbar an. Sie lehnen 
unter anderem die Forderungen 
der Parteispitze nach Waffenlie-
ferungen an die Ukraine ab, die 
in ihren Augen der friedenspoli-
tischen Programmatik der Partei 
entgegensteht. Die drei kündigten 
an, eine eigene Fraktion im Rat 
der Stadt Bochum mit dem Na-
men „Frieden, Arbeit und soziale 
Gerechtigkeit“ (FASG) zu grün-
den. „Die Linke“ verliert damit 
ihren Fraktionsstatus im Rat der 
Stadt Bochum und ist nur noch als 
Gruppe vertreten.

Aus für Gedenkstätte?
Die Gütersloher Kreistagsfraktio-
nen von CDU, Freie Wähler und 
AfD haben am Montag vergange-
ner Woche gegen eine Betriebs-
kostenbeteiligung in Höhe von 
400.000 Euro für die Gedenkstät-
te Stalag 326 in Stukenbrock ge-
stimmt. Seitdem ist die Gedenk-
stätte geschlossen. Sie erinnert 
an die mehr als 300.000 sowjeti-
schen Kriegsgefangenen, die dort 
zwischen 1941 und 1945 inhaftiert 
waren. Die relativ kleine Gedenk-
stätte bei Gütersloh sollte eigent-
lich deutlich ausgebaut werden – 
nicht ohne die Geschichte zu revi-
dieren. Der Arbeitskreis „Blumen 
für Stukenbrock“ hatte das Kon-
zept für die Neuausrichtung scharf 
kritisiert. Von den veranschlagten 
60 Millionen Euro hatte der Bun-
destag 25 Millionen zugesagt – der 
Zuschuss ist allerdings, wie auch 
der des Landes Nordrhein-West-
falen, an die Beteiligung des Kreis-
tags geknüpft. Ob die Gedenkstät-
te überhaupt weiter betrieben wer-
den kann, ist unklar.

30. Friedensratschlag
Am 9./10.  Dezember findet in 
Kassel der 30. Bundesweite Frie-
densratschlag unter dem Mot-
to „Für Frieden, Abrüstung und 
internationale Solidarität  – Wi-
derstand gegen Militarismus und 
Krieg organisieren“ statt. Die Vor-
träge befassen sich im ersten Teil 
mit den sich verändernden inter-
nationalen Kräfteverhältnissen. 
Im zweiten Teil geht es um die 
Positionierung der Friedensbewe-
gung zu den laufenden Kriegen, 
im dritten Teil um den gemeinsa-
men Widerstand. Zu den Referen-
ten gehören neben Karin Leuke-
feld, Wiebke Diehl, Jörg Kronauer 
und Lühr Henken auch die Bot-
schafterin der Republik Kuba, Ju-
ana Martinez Gonzalez, und die 
Autorin Gabriele Krone-Schmalz. 
Auch die SDAJ wird einen Work-
shop zur Bundeswehrpräsenz in 
Ausbildung und Hochschulfor-
schung leiten.
friedensratschlag.de


